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leere Plätze, keine Zwischenrufe oder erregte De-
batten: so sieht es im Berliner Reichstag üblicher-
weise in den Monaten Juli und August aus, wenn 
sich die parlamentarische Sommerpause des Ple-
narsaals bemächtigt. In diesem Jahr jedoch hat die 
Regierung einige Gesetze verabschiedet, die Sie als 
Steuerzahler interessieren dürften.

Dazu zählt sicher die beschlossene Anhebung von 
Freibeträgen bzw. Kindergeld in diesem und im 
kommenden Jahr, von der Privatpersonen profitie-
ren. Aber auch für Unternehmen ist etwas dabei – 
die Rede ist vom Bürokratieentlastungsgesetz, 
dessen Einzelheiten wir Ihnen in unserem Beitrag 
auf Seite 2 vorstellen. Wichtigste Änderung darin 
ist die Erhöhung der Umsatz-Schwellenwerte, un-
terhalb derer erleichterte Buchführungs- und Auf-
zeichnungspflichten gelten.

Außerdem wieder im Heft: das leidige Thema „E-Bi-
lanz“. Die seitens der Finanzverwaltung aufgestell-
ten Mindestanforderungen für die elektronische 
Übermittlung von Bilanzdaten sind der Verwaltung 
offenkundig selbst nicht ausreichend.  So hat die 
Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen festge-
stellt, dass der Informationsumfang bzw. -gehalt 
der elektronisch eingereichten Daten erheblich von 
demjenigen der bisherigen papierbasierten Unter-
lagen abweicht. Finanzämter sollten deshalb von 
Amts wegen ermitteln und Unterlagen nachfordern 
oder um eine (erneute) detailliertere Übermittlung 
der E-Bilanz-Daten bitten.

Herzlichst, Ihre
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Mit dem v. g. Gesetz  vom 16. Juli 2015 wird die 
verfassungsrechtlich gebotene Anhebung des 
steuerlichen Grundfreibetrags und des Kin-
derfreibetrags für die Jahre 2015 und 2016 ent-
sprechend den Vorgaben des 10. Existenzmini-
mumberichts sichergestellt. Zur Förderung der 
Familien, bei denen sich der Kinderfreibetrag 
nicht auswirkt, wird das Kindergeld im gleichen 
Verhältnis für 2015 und 2016 angehoben.

Die Werte verändern sich wie folgt:

Mit Blick auf die Berücksichtigung des ab  
1. Januar 2015 angepassten Einkommensteu-
ertarifs hat der Gesetzgeber für Zwecke der 
Lohnsteuer aus Vereinfachungsüberlegungen 
einheitlich geregelt, dass die Tarifentlastung 
für das Jahr 2015 in einem Gesamtbetrag bei 
der Entgeltabrechnung für den Monat Dezem-
ber 2015 erfolgt (§ 52 Abs. 32a EStG).

Aktuelle GesetzesänderunGen

Der Gesetzgeber hebt 

Werte an.

Gesetz zur AnHeBunG des GrundFreIBetrAGs, 
des kIndFreIBetrAGs, des kInderGelds und  
des kInderzusCHlAGs

bisher ab 1. Januar 2015 ab 1. Januar 2016 ab 1. Juli 2016

Grundfreibetrag bei ESt 8.354 € 8.472 € 8.652 €

Kinderfreibetrag 2.184 € 2.256 € 2.304 €

Kinderfreibetrag inkl. Freibetrag 
für Betreuung und Erziehung 7.008 € 7.152 € 7.248 €

Kindergeld (monatlich)
1. und 2. Kind
3. Kind
4. und jedes weitere Kind

184 €
190 €
215 €

188 €
194 €
219 €

190 €
196 €
221 €

Kinderzuschlag (monatlich) 140 € 160 €

BÜrOkrAtIeentlAstunGsGesetz

Die wohl wichtigste Änderung ist die Erhöhung 
der Grenzwerte für die Buchführungs- und  
Aufzeichnungspflichten im Handelsgesetz-
buch und in der Abgabenordnung. So steigt der  
bisherige Umsatz-Schwellenwert von 500.000 € 
auf 600.000 € und der bisherige Gewinn-Schwel-
lenwert von 50.000 € auf 60.000 €. Die Erhöhung 
der Schwellenwerte ist erstmals für die Ge-
schäftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 2015 beginnen.

Für kurzfristig beschäftigte Arbeitnehmer hat 
der Arbeitgeber die Möglichkeit der Lohnsteu-
erpauschalierung. Voraussetzung hierfür ist  
unter anderem, dass der Arbeitslohn durch-
schnittlich 62 € je Arbeitstag nicht übersteigt. 
Durch die Einführung des Mindestlohns sieht 
sich der Gesetzgeber hier zum Handeln veran-
lasst. Diese Verdienstgrenze wird auf 68 € (8,50 € 
x 8 Arbeitsstunden) erhöht. Die Anpassung gilt 
rückwirkend am dem 1. Januar 2015.

Darüber hinaus reduzieren sich die Mittei-
lungspflichten der kirchensteuerabzugsver-
pflichteten Unternehmen im Kirchsteuerab-
zugsverfahren. Die bisher jährliche Information 
der Kunden, Mitglieder bzw. Anteilseigner zur 
Datenabfrage beim Bundeszentralamt für Steu-
ern und das Widerspruchsrecht reduziert sich 
auf einen einmaligen Hinweis pro Geschäfts-
beziehung. Zu begrüßen ist darüber hinaus 
der bereits außerhalb des Gesetzgebungsver-
fahrens kürzlich eingerichtete vereinfachte Zu-
gang zum Kirchensteuerabzugsverfahren (sog. 
eingeschränkter Verfahrenszugang). Abzugs-
verpflichtete, die die Abfrage nicht selbst vor-
nehmen, sondern einen Dritten (sog. Daten-
übermittler) beauftragen, brauchen künftig nur 
einen Papierantrag zwecks Zuteilung der Zulas-
sungsnummer zu stellen. Anschließend können 
Dritte – z. B. Steuerberater – mit Vollzugang die 
Abfrage beim Bundeszentralamt für Steuern für 
ihre Mandanten vornehmen.

Der Gesetzgeber 

erhöht Grenzwerte für 

Buchführungs- und 

Aufzeichnungspflichten.

2  |  d0Mus plus   Oktober 2015

Aktuelle GesetzesänderunGen



Aktuelles Aus der reCHtspreCHunG

Schönheitsreparaturen 

können den anschaf-

fungsnahen Herstel-

lungskosten zugerech-

net werden.

 ■ FG Münster, Urteil vom 25 . September 2014 
– 8 K 4017/11 E (Revision eingelegt, Az .: 
BFH IX R 22/15)

Zu den steuerrechtlichen Herstellungskosten 
eines Gebäudes gehören auch Aufwendungen 
für Instandsetzungs- und Modernisierungs-
maßnahmen, die innerhalb von drei Jahren 
nach Anschaffung des Gebäudes durchgeführt 
werden, wenn die Aufwendungen ohne Um-
satzsteuer 15 % den Anschaffungskosten des 
Gebäudes übersteigen (sog. anschaffungsnahe 
Herstellungskosten; § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG).

Im Streitfall hatte der Steuerpflichtige die Auf-
fassung vertreten, dass Schönheitsreparaturen, 
die üblicherweise in regelmäßigen Abständen 
anfallen, nicht zu den „anschaffungsnahen Auf-

wendungen“ zählen und daher bei der Ermitt-
lung der 15 %-Grenze nicht zu berücksichtigen 
seien. Aufwendungen für jährlich anfallende Er-
haltungsaufwendungen oder Schönheitsrepa-
raturen seien jedoch nach der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs, der sich das Finanzge-
richt anschließt, dann als anschaffungsnahe 
Herstellungskosten zu behandeln, wenn sie in 
engem räumlichen, zeitlichen und sachlichen 
Zusammenhang zueinander stehen und in ih-
rer Gesamtheit eine einheitliche Baumaßnah-
me bilden, wie dies bei einer Modernisierung 
des Hauses im Ganzen und von Grund auf der 
Fall ist.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend ent-
scheiden.

zusAMMentreFFen VOn AnsCHAFFunGsnAHen  
HerstellunGskOsten und sCHÖnHeItsrepArAturen

BIlAnzIerunG VOn VerBIndlICHkeIten  
MIt rAnGrÜCktrItt

 ■ BFH-Urteil vom 15 . April 2015, I R 44/14
 ■ BFH-Urteil vom 30 . November 2011,  
I R 100/10

Das aktuelle Urteil des Bundesfinanzhofs lässt 
sich wie folgt zusammenfassen: 

1. Eine Verbindlichkeit, die nach einer im 
Zeitpunkt der Überschuldung getroffenen 
Rangrücktrittsvereinbarung nur aus einem 
zukünftigen Bilanzgewinn und aus einem 
etwaigen Liquidationsüberschuss zu tilgen 

ist, unterliegt dem Passivierungsverbot des 
§ 5 Abs. 2a EStG 2002 (insoweit Bestäti-
gung des BFH-Urteils aus 2011). 

2. Beruht der hierdurch ausgelöste Wegfall-
gewinn auf dem Gesellschaftsverhältnis, ist 
er durch den Ansatz einer Einlage in Höhe 
des werthaltigen Teils der betroffenen For-
derungen zu neutralisieren (insoweit Ab-
kehr vom BFH-Urteil aus 2011).

Eine im Zeitpunkt der 

Überschuldung getrof-

fenen Rangrücktritts-

vereinbarung, die nur 

aus einem zukünftigen 

Bilanzgewinn und ei- 

nem etwaigen Liquida-

tionsüberschuss zu til-

gen ist, unterliegt dem 

Passivierungsverbot.

rÜCkstellunGen FÜr HOnOrArrÜCkFOrderunGen 
der krAnkenkAssen GeGenÜBer ärzten

 ■ BFH-Urteil vom 5 . November 2014,  
VIII R 13/12

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs dürfen Rückstellungen für ungewisse 
Verpflichtungen aus öffentlichem Recht nur 
dann gebildet werden, wenn sie am Bilanzstich-
tag hinreichend inhaltlich und zeitlich konkre-
tisiert sind. Die Konkretisierung kann unmittel-
bar durch gesetzliche Vorschriften oder durch 
eine behördliche Entscheidung erfolgen. 

Die zuständige Kassenärztliche Vereinigung 
hatte beanstandet, dass eine Gemeinschaft-
spraxis von Ärzten die maßgeblichen Richt-
größen für die Verordnung von Arznei- und 
Heilmitteln in mehreren Quartalen erheblich 
überschritten hatte. 

Sie leitete deshalb Überprüfungsverfahren ein. 
In ihren Bilanzen bildeten die Ärzte daraufhin 
gewinnmindernde Rückstellungen wegen der 
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AusserGeWÖHnlICHe WIrtsCHAFtlICHe ABnut-
zunG FÜr nICHt ABnutzBAre WIrtsCHAFtsGÜter

Eine AfaA ist bei 

nicht abnutzbaren 

Wirtschaftsgütern 

wie Grund und Boden 

ausgeschlossen.

 ■ Niedersächsisches FG, Urteil vom 23 . Sep-
tember 2014, 8 K 302/13 (Revision einge-
legt, Az .: BFH: IX R 33/14)

Die Absetzung für Abnutzung (AfA) bemisst 
sich i. d. R. nach der betriebsgewöhnlichen tech-
nischen oder wirtschaftlichen Abnutzung des 
Wirtschaftsguts und der betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer. Es können jedoch Umstän-
de eintreten, die zu einer außergewöhnlichen 
wirtschaftlichen oder technischen Abnutzung 
führen. Dieser Abnutzung wird durch eine au-
ßergewöhnliche Absetzung (AfaA) Rechnung 
getragen (§§ 7 Abs. 1 Satz 7 EStG). Die AfaA 
ist bei beweglichen, bei immateriellen und bei 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern zulässig.  
Voraussetzung für die AfaA ist das Vorliegen 
einer außergewöhnlichen Abnutzung. Davon 
ist immer dann auszugehen, wenn ein außerge-
wöhnliches Ereignis eintritt, das den Substanz-

wert des Wirtschaftsguts verringert oder seine 
Nutzungsdauer verkürzt. Dabei kann es sich bei 
der AfaA um eine technische oder wirtschaftli-
che Abnutzung handeln.

Das Niedersächsische Finanzgericht hat ent-
schieden, dass die AfaA nur für abnutzbare 
Wirtschaftsgüter, nicht dagegen für nicht ab-
nutzbare Wirtschaftsgüter wie den Grund und 
Boden, gilt. Der Bundesfinanzhof muss ab-
schließend entscheiden.

Hinweis: 

Eine Gewinnminderung ergibt sich bei nicht 
abnutzbaren Wirtschaftsgütern aber dann, 
wenn diese beschädigt oder zerstört werden 
oder untergehen. Es kommt dann zu einer Aus-
buchung oder Teilwertabschreibung.

kredItInAnspruCHnAHMe VOn der  
kApItAlGesellsCHAFt OHne kOnkrete  
tIlGunGsVereInBArunG

 ■ BFH-Urteil vom 21 . Oktober 2014,  
VIII R 32/12

Der alleinige Gesellschafter und Geschäfts-
führer einer GmbH hatte als Privatperson zwei 
Grundstücke gekauft. Sämtliche Kaufpreiszah-
lungen erfolgten durch die GmbH. Darlehens-
verträge mit konkreten Rückzahlungsverpflich-
tungen wurden nicht geschlossen. Aus diesem 
Grund beurteilte das Finanzamt die Vermö-
gensminderung bei der GmbH als verdeckte 
Gewinnausschüttung an den Gesellschafter.

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Sichtweise 
des Finanzamts. Das Verhalten des Geschäfts-
führers der GmbH entspricht nicht dem eines 
ordentlichen und gewissenhaften Geschäfts-
führers. Einem Nichtgesellschafter wären die 
Vorteile nicht ohne den Abschluss von Darle-
hensverträgen mit konkreten Rückzahlungs- 
und Zinsvereinbarungen und die Einräumung 
von Sicherheiten gewährt worden.

Bei Abschluss von Dar-

lehensverträgen ohne 

konkrete Rückzahlungs- 

und Zinsvereinbarung 

und Einräumung von 

Sicherheiten kann eine 

verdeckte Gewinnaus-

schüttung vorliegen.

vorauszusehenden Festsetzung von Regressen. 
Dagegen sahen Finanzverwaltung und Finanz-
gericht keinen Nachweis für das Bestehen von 
ungewissen Verbindlichkeiten.

Der Bundesfinanzhof gab den Ärzten Recht. 
Aufgrund der Vorgaben im Sozialgesetzbuch 
muss bei solchen Überschreitungen mit Rück-
zahlungen gerechnet werden. Deshalb ist die 
Bildung einer Rückstellung in Ordnung.

Die Voraussetzungen 

für die Bildung von 

Rückstellungen für  

Honorarrückforderun-

gen sind laut Bundes-

finanzhof gegeben.
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BetrIeBsAuFspAltunG 

 ■ BFH-Urteil vom 21 . Oktober 2014,  
VIII R 32/12

Eine Betriebsaufspaltung liegt vor, wenn eine 
Personengesellschaft (Besitzunternehmen) 
mindestens eine wesentliche Betriebsgrund-
lage an eine Kapitalgesellschaft (Betriebsun-
ternehmen) zur Nutzung überlässt (sachliche 
Verflechtung) und eine Person oder mehrere 
Personen zusammen beide Unternehmen be-
herrschen (personelle Verflechtung). 

Sobald eine Betriebsaufspaltung vorliegt, ist das 
Besitzunternehmen als Gewerbebetrieb anzu-
sehen. Verpachtet eine Grundstücks-GbR ein 
Grundstück an eine GmbH und liegt eine per-
sonelle Verflechtung vor, ist eine Betriebsauf-
spaltung auch dann anzunehmen, wenn sich 

die Tätigkeit der GmbH auf die Vermietung/ 
Verpachtung und Verwaltung des angepachte-
ten Grundbesitzes beschränkt. 

Da die sachliche Verflechtung bereits bei der 
Überlassung (nur) einer wesentlichen Betriebs-
grundlage zu bejahen ist, kann ein Betriebsun-
ternehmen mit mehreren Besitzunternehmen, 
die der Betriebsgesellschaft ihrerseits wesent-
liche Betriebsgrundlagen überlassen, jeweils 
weitere Betriebsaufspaltungen begründen. 
Auch wenn die Vermietung und Verpachtung 
der Grundstücke nur Kraft Rechtsform der 
Betriebsgesellschaft als gewerbliche Tätigkeit 
zu qualifizieren ist, stand der Beurteilung der 
Grundstücke als wesentliche Betriebsgrund-
lage nichts entgegen.

Die Verpachtung 

jeweils eines Grund-

stücks durch zahlreiche 

Besitzgesellschaften 

an eine Betriebsge-

sellschaft kann zur 

Betriebsaufspaltung 

führen.

 ■ BFH-Beschluss vom 27 . April 2015,  
IX B 130/14

Der Abzug von Schuldzinsen als Werbungskos-
ten bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung setzt voraus, dass die entspre-
chenden Darlehensmittel zur Erzielung von 
Einkünften eingesetzt werden. 

An dieser Beurteilung ändert sich auch nichts, 
wenn Aufwendungen für ein vermietetes Ob-
jekt zunächst aus Eigenmitteln finanziert 
werden und dafür später ein Darlehen zur Fi-
nanzierung von nicht der Einkünfteerzielung 
dienenden Aufwendungen aufgenommen wer-
den muss.

sCHuldzInsen und eInkÜnFte Aus VerMIetunG 
und VerpACHtunG

Schuldzinsen sind 

abzugsfähig, wenn 

die entsprechenden 

Darlehensmittel zur Er-

zielung von Einkünften 

eingesetzt werden.

 ■ BFH-Urteil vom 11 . Februar 2015, X R 36/11
Eine Steuerzahlerin spendete 300.000 € am 
21. November 2007 in das Stiftungskapital einer 
in Gründung befindlichen Stiftung. Die Stiftung 
wurde aber erst mit Bescheid des Regierungs-
präsidiums am 17. Januar 2008 anerkannt und 
war bis dahin eine sog. Vorstiftung. 

Die überwiesene Spende konnte nicht als Son-
derausgabe geltend gemacht werden, weil die 
Stiftung als solche im Zahlungszeitpunkt noch 
nicht anerkannt war. Damit schließt sich der 
Bundesfinanzhof der bisherigen Rechtspre-
chung der Finanzgerichte und der herrschen-
den Meinung in der Literatur an.

spende An VOrstIFtunG

Spenden an Vorstif-

tungen sind keine 

Sonderausgaben.

VerJäHrunG eInes (GeWerBesteuer-) Verlust-
FeststellunGsBesCHeIds

 ■ BFH-Urteil vom 11 . Februar 2015, I R 5/13
 ■ BFH-Urteil vom 13 . Januar 2015, IX R 22/14

Eine Änderung eines Verlustfeststellungsbe-
scheids zur Gewerbesteuer ist nach dem Ablauf 
der Verjährungsfrist rechtswidrig.

Eine unbegrenzte Verjährungsfrist gibt es nicht 
(mehr). Sowohl bei der Einkommen-, Körper-
schaft- und Gewerbesteuer ist grundsätzlich 
eine Feststellung dann nur noch möglich, wenn 
das Finanzamt die Verlustfeststellung pflicht-
widrig unterlassen hat (bspw. Steuerpflichtiger 

Eine unbegrenzte 

Verjährungsfrist zur 

Verlustfeststellung gibt 

es nicht.
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VerletzunG der AnzeIGepFlICHt eInes  
GrunderWerBsteuerpFlICHtIGen VOrGAnGs

 ■ BFH-Urteil vom 3 . März 2015, II R 30/13
Beurkundet ein Notar einen Rechtsvorgang, 
der Grunderwerbsteuer auslösen kann, muss er 
dies der Grunderwerbsteuerstelle des zuständi-
gen Finanzamts anzeigen. Eine Anzeige an die 
Körperschaftsteuerstelle genügt nicht.

Verletzt der Notar die Anzeigepflicht, verlän-
gert sich nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofs jedoch nicht die Festsetzungsfrist zum 

Erlass eines Grunderwerbsteuerbescheids. Der 
Notar ist nicht Täter einer leichtfertigen Steu-
erverkürzung, die zu einer Verlängerung der 
Festsetzungsfrist von vier auf fünf Jahre führen 
würde. Er ist weder Steuerschuldner noch han-
delt er in „Wahrnehmung der Angelegenheiten 
eines Steuerzahlers“. Letzteres setzt eine rechts-
geschäftliche Beauftragung durch den Steuer-
zahler voraus, eine gesetzliche Pflicht wie die 
Anzeigepflicht genügt nicht.

ersAtzBeMessunGsGrundlAGe FÜr  
dIe GrunderWerBsteuer

 ■ BVerfG-Beschluss vom 23 . Juni 2015 –  
1 BvL 13/11 und 1 BvL 14/11

Bemessungsgrundlage für die Grunderwerb-
steuer ist grundsätzlich die Gegenleistung, die 
sich z. B. aus dem Kaufvertrag über ein Grund-
stück ergibt. Die Ersatzbemessungsgrundlage 
im Grunderwerbsteuerrecht greift in Fällen, in 
denen eine Gegenleistung nicht vorhanden oder 
nicht zu ermitteln ist.

Das Bundesverfassungsgericht hat beschlossen, 
dass die Regelung über die Ersatzbemessungs-
grundlage (nach Maßgabe des § 8 Abs. 2 GrEStG 

i. V. mit §§ 138 ff. BewG) mit dem Gleichheitssatz 
des Grundgesetzes unvereinbar und damit ver-
fassungswidrig ist. 

Greift der Gesetzgeber auf eine Ersatzbemes-
sungsgrundlage zurück, muss diese zu Ergeb-
nissen führen, die denen der Regelbemessungs-
grundlage (Wert der Gegenleistung) weitgehend 
angenähert sind, um dem Grundsatz der Lasten-
gleichheit zu genügen. Das Bundesverfassungs-
gericht hat den Gesetzgeber verpflichtet, spä-
testens bis zum 30. Juni 2016 rückwirkend zum 
1. Januar 2009 eine Neuregelung zu treffen. 

Ersatzbemessungs-

grundlagen für die 

Grunderwerbsteuer 

sind verfassungswidrig.

Die leichtfertige Verlet-

zung der Anzeigepflicht 

des Notars führt nicht 

zu einer Verlängerung 

der Frist für die Fest-

setzung von Grunder-

werbsteuer gegenüber 

dem Steuerpflichtigen.

AnreCHnunG der GrunderWerBsteuer FÜr  
VOrAnGeGAnGenen GrundstÜCkserWerB 

 ■ BFH-Urteil vom 17 . Dezember 2014,  
II R 2/13

Ändert sich innerhalb von fünf Jahren der Gesell-
schafterbestand einer grundstücksbesitzenden 
Personengesellschaft zu mindestens 95 %, löst 
der Gesellschafterwechsel Grunderwerbsteuer 
aus (§ 1 Abs. 2a GrEStG). Hat die Personenge-
sellschaft vor dem Gesellschafterwechsel ein 
Grundstück von einem ihrer Gesellschafter er-

worben, so wird auf die Bemessungsgrundlage 
für die durch den Gesellschafterwechsel aus-
gelöste Grunderwerbsteuer die Bemessungs-
grundlage für den vorangegangenen Grund-
stückserwerb angerechnet, falls für diesen 
Erwerb Grunderwerbsteuer anfällt. Damit soll 
eine Doppelerhebung von Grunderwerbsteuer 
vermieden werden.

erklärt Verluste, Finanzamt erlässt keinen Ver-
lustfeststellungsbescheid).

Eine Ausnahme gilt für die Einkommensteuer: 
Trotz Festsetzungsverjährung für einen Ein-
kommensbescheid kann ein Verlustfeststel-

lungsbescheid ergehen, wenn der Steuerpflich-
tige wegen erzielter Verluste nicht zur Abgabe 
der Einkommensteuererklärung verpflichtet 
war. Dann verlängert sich die Verjährungsfrist 
für die Verlustfeststellung um drei Jahre. 
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Trotz Nichterhebung 

der Grunderwerbsteuer 

ist eine Anrechnung 

möglich.

GrunderWerBsteuerVerGÜnstIGunG BeI ÜBer-
trAGunG des AnteIls An eIner persOnenGesell-
sCHAFt AuF eIne kApItAlGesellsCHAFt

 ■ BFH-Urteil vom 17 . Dezember 2014,  
II R 24/13

Wird ein Grundstück von einer Personenge-
sellschaft auf eine andere Personengesellschaft 
übertragen, so fällt Grunderwerbsteuer nicht 
an, soweit an der übertragenden und überneh-
menden Personengesellschaft dieselben Perso-
nen in demselben Verhältnis beteiligt sind. 

Gleiches gilt, soweit an der übernehmenden 
Personengesellschaft Ehegatten (Partner ei-
ner eingetragenen Lebenspartnerschaft) oder 
Personen, die in gerader Linie miteinander 
verwandt sind (z. B. Kinder), an der übertra-
genden Personengesellschaft beteiligt sind. Die 
Beteiligung des Gesellschafters an der überneh-
menden Personengesellschaft darf sich jedoch 

innerhalb von fünf Jahren nach der Grund-
stücksübertragung nicht verringern. Soweit sie 
sich verringert, wird die Grunderwerbsteuer 
nacherhoben.

Der Anteil des Gesellschafters an der über-
nehmenden Personengesellschaft verringert 
sich auch, wenn er die Beteiligung ganz oder 
teilweise auf eine Kapitalgesellschaft (z. B. eine 
GmbH) überträgt. Dies gilt selbst dann, wenn 
der Personengesellschafter zu 100 % an der Ka-
pitalgesellschaft beteiligt ist. Die Beteiligung 
an der Kapitalgesellschaft ersetzt nicht die für 
die Nichterhebung der Grunderwerbsteuer 
notwendige Beteiligung an der Personengesell-
schaft.

Überträgt ein Gesamt-

händer einen Anteil 

am Vermögen der 

erwerbenden Gesamt-

hand auf eine Kapital-

gesellschaft, liegt darin 

eine Verminderung des 

Anteils, die zum Weg-

fall der Vergünstigung 

führt.

GrundsteuerBeFreIunG FÜr eIn studenten-
WOHnHeIM

 ■ BFH-Urteil vom 4 . Dezember 2014,  
II R 20/14

Für eine Wohnung im Sinne des Grundsteuer-
gesetzes müssen bestimmte Voraussetzungen 
vorliegen. Nach einer Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs liegen diese Voraussetzungen 
vor, wenn eine Wohneinheit aus einem Wohn-
Schlafraum und einer vollständig eingerichte-
ten Küchenkombination oder zumindest einer 
Kochgelegenheit mit den für eine Kleinküchen-
einrichtung üblichen Anschlüssen, einem Bad/
WC und einem Flur besteht und eine Gesamt-
wohnfläche von mindestens 20 qm hat.

Diese Entscheidung ist im Falle eines Apparte-
ments in einem Studentenwohnheim ergangen, 
das von einer Anstalt des öffentlichen Rechts 
errichtet wurde. Für solchen Grundbesitz be-
steht Grundsteuerfreiheit, wenn dies der Erfül-
lung gemeinnütziger oder mildtätiger Zwecke 
dient. Wohnungen sind jedoch stets steuer-
pflichtig. Das Gericht hält diese Einschränkung 
der Befreiung von der Grundsteuer mit dem 
Grundgesetz vereinbar.

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die 
Anrechnung auch dann erfolgt, wenn Grunder-
werbsteuer für den Grundstückserwerb durch 
die Personengesellschaft nicht festgesetzt und 
erhoben wurde. 

Die rückwirkende Festsetzung seitens des Fi-
nanzamts war nicht möglich, weil die Voraus-

setzungen für die Änderung nicht vorlagen. Ent-
scheidend und ausreichend für die Anrechnung 
ist, dass bei zutreffender Beurteilung Grund-
erwerbsteuer festzusetzen gewesen wäre. Für 
eine Anrechnung kommt es nach dem Wortlaut 
der Vorschrift nicht darauf an, ob die Grunder-
werbsteuer für den vorangegangenen festgesetzt  
wurde.

Voraussetzungen für 

eine Steuerbefreiung 

für ein Studentenwohn-

heim in Gestalt eines 

Appartementhauses 

liegen nicht vor.
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sCHätzunGsMetHOde des „zeItreIHenVerGleICHs“

 ■ BFH-Urteil vom 25 . März 2015, X R 20/13
Der Bundesfinanzhof hat sich erstmals zu der 
Schätzungsmethode des Zeitreihenvergleichs 
geäußert. Diese Methode wird von der Finanz-
verwaltung im Rahmen von Außenprüfungen 
insbesondere bei Gastronomiebetrieben zu-
nehmend häufig angewandt.

Dabei handelt es sich um eine mathematisch-
statistische Verprobungsmethode, bei der die 
jährlichen Erlöse und Wareneinkäufe des Be-
triebs in kleine Einheiten – regelmäßig in Zeit-
räumen von einer Woche – zerlegt werden. Für 
jede Woche wird sodann der Rohgewinnauf-
schlagsatz (das Verhältnis zwischen Erlösen 
und Einkäufen) ermittelt. Die Finanzverwal-
tung geht davon aus, dass der höchste Rohge-
winnaufschlagsatz, der sich für einen beliebigen 
Zehn-Wochen-Zeitraum ergibt, auf das gesam-
te Jahr anzuwenden ist. Dadurch werden rech-
nerisch zumeist erhebliche Hinzuschätzungen 
zu den vom Steuerpflichtigen angegebenen Er-
lösen ausgewiesen.

Der Bundesfinanzhof hat diese Schätzungsme-
thode nunmehr nur unter folgenden Einschrän-
kungen zugelassen:

1. Ist eine Buchführung formell ordnungs-
gemäß oder hat sie nur ganz geringfügige 
formelle Mängel, kann der Nachweis der 
materiellen Unrichtigkeit nicht allein auf 
Grund des Zeitreihenvergleichs geführt 
werden. Materielle Unrichtigkeit bedeu-
tet hierbei Unvollständigkeit der erklärten 
Umsätze.

2. Ist eine Buchführung formell nicht ord-
nungsgemäß, kann aber die materielle Un-

richtigkeit vom Finanzamt nicht konkret 
nachgewiesen werden, muss zunächst auf 
andere Schätzungsmethoden zurückgegrif-
fen werden, wie beispielsweise die Vermö-
genszuwachs- oder Geldverkehrsrechnung.

3. Sind diese Schätzungsmethoden aber 
nicht sinnvoll einsetzbar, kann der Zeit-
reihenvergleich einen Anhaltspunkt für 
die Hinzuschätzungen bilden. Dieser muss 
allerdings technisch korrekt durchgeführt 
worden sein. So muss das Verhältnis zwi-
schen Wareneinsatz und Umsatz im jewei-
ligen Wochenrhythmus weitgehend kons-
tant sein und die Betriebsstruktur darf sich 
nicht verändert haben

4. Auch wenn solche anderen Schätzungsme-
thoden nicht zur Verfügung stehen, dürfen 
die Ergebnisse eines Zeitreihenvergleichs 
nicht unbesehen übernommen werden, 
sondern können allenfalls einen Anhalts-
punkt für eine Hinzuschätzung bilden.

5. Nur wenn die materielle Unrichtigkeit der 
Buchführung bereits aufgrund anderer Er-
kenntnisse feststeht, können die Ergebnisse 
eines – technisch korrekt durchgeführten – 
Zeitreihenvergleichs auch für die Höhe der 
Hinzuschätzung herangezogen werden.

In diesem Zusammenhang hat der BFH ferner 
entschieden, dass beim Einsatz eines program-
mierbaren Kassensystems bereits das Fehlen 
der hierfür aufbewahrungspflichtigen Unterla-
gen (Betriebsanleitung, Programmierprotokol-
le) einen formellen Mangel der Buchführung 
darstellt, der grundsätzlich schon für sich ge-
nommen zu einer Hinzuschätzung berechtigt.

Der Bundesfinanzhof 

lässt den „Zeitreihen-

vergleich“ nur unter 

Einschränkungen zu.

 ■ BFH-Urteil vom 16 . Dezember 2014,  
VIII R 52/12

Die Finanzbehörde kann im Rahmen einer 
Außenprüfung verlangen, dass die Daten nach 
ihren Vorgaben maschinell ausgewertet oder 
ihr die gespeicherten Unterlagen und Auf-
zeichnungen auf einen maschinell verwertba-
ren Datenträger zur Verfügung gestellt werden  

(§ 147 Abs. 6 Satz 2 AO). Der Bundesfinanzhof 
hat entschieden, dass vorgenannte Vorschrift 
der Finanzverwaltung nicht das Recht gibt, die 
ihr im Rahmen einer Außenprüfung in digitaler 
Form überlassenen Daten – über den Zeitraum 
der Prüfung hinaus – auf Rechnern außerhalb 
der behördlichen Diensträume zu speichern. 

speICHerunG dIGItAlIsIerter steuerdAten  
AuFGrund eIner AussenprÜFunG

Der Bundesfinanzhof 

setzt Grenzen der Spei-

cherung digitalisierter 

Steuerdaten bei einer 

Außenprüfung.
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Aktuelles Aus der FInAnzVerWAltunG

Die Finanzverwal-

tung stellt fest, dass 

mit den elektronisch 

übermittelten Gewin-

nermittlungsunterlagen 

weniger Informationen 

vorliegen als vorher 

(Einreichung von Pa-

pierunterlagen).

elektrOnIsCHe ÜBerMIttlunG VOn BIlAnzdAten

 ■ FinMin Schleswig-Holstein vom 22 . Juni 
2015, akt . Kurzinfo ESt 6/2015VI 306 -  
S 2130 – 048
 ■ OFD NRW, Verfügung vom 18 . Dezember 
2014, S 2133b – 2014/0009 – St 145

Die gem. § 5b EStG elektronisch übermittelten 
Gewinnermittlungsunterlagen enthalten häufig 
wesentlich weniger Informationen als die bis-
her in Papier eingereichten Jahresabschlüsse.

Die Finanzverwaltung stellt fest, dass der 
Datenumfang bzw. Informationsgehalt der 
elektronisch eingereichten Gewinnermitt-
lungsunterlagen erheblich von demjenigen 
der bisherigen papierbasierten Unterlagen ab-
weicht. Ungeachtet der bestehenden elektroni-
schen Möglichkeiten werden Kontennachweise 

bzw. Anlagespiegel und -verzeichnisse in deut-
lich weniger Fällen als bisher übermittelt.

Reichen die elektronisch übermittelten E-Bi-
lanz-Daten für eine steuerrechtliche Beurtei-
lung nicht aus, verweisen aktuelle Schreiben 
der Finanzverwaltung darauf, dass das Finanz-
amt den Sachverhalt von Amts wegen ermittelt 
(§ 88 AO). Ausgehend hiervon können erforder-
liche Unterlagen, insbesondere auch Auszüge 
aus dem Buchführungswerk, Kontennachweise 
etc. nachgefordert werden. Im Falle der An-
forderung von Kontennachweisen (ggf. nur 
für Teilbereiche) sollen nach Auffassung der  
Finanzverwaltung die Steuerpflichtigen um 
eine (erneute) detailliertere elektronische Über-
mittlung der E-Bilanz-Daten gebeten werden.

ertrAGsteuerlICHe BeHAndlunG BlOCkHeIz-
krAFtWerke

 ■ Beschluss der obersten Finanzbehörde des 
Bundes und Länder vom 17 . Juli 2015

Nach Information des Deutschen Steuerbera-
terverbandes e. V. ändert die Finanzverwaltung 
ihre Auffassung bzgl. der ertragsteuerlichen Be-
handlung von Blockheizkraftwerken (BHKW). 

Nach bisheriger Verwaltungsauffassung wur-
den BHKW wie selbstständiges bewegliches 
Wirtschaftsgut (Nutzungsdauer zehn Jahre) 

behandelt. Nunmehr soll ein BHKW bei Neu-
anschaffung und Neubau ein wesentlicher 
Bestandteil des Gebäudes sein, sofern dieses 
keine Betriebsvorrichtung darstellt (d. h. der 
eigentliche Zweck in der Gebäude- und Wasser-
beheizung liegt). Ein Wahlrecht zwischen alter 
und neuer Verwaltungsauffassung soll für einen 
Übergangszeitraum für alle bis zum 31. Dezem-
ber 2015 angeschafften, hergestellten oder ver-
bindlich bestellten BHKW gewährt werden. 

Die Finanzverwaltung 

gleicht die ertragsteu-

erliche an die handels-

rechtliche Behandlung 

an.

sCHuldzInsen Als nACHträGlICHe WerBunGs- 
kOsten BeI eInkÜnFten Aus VerMIetunG und  
VerpACHtunG

 ■ BMF-Schreiben vom 27 . Juli 2015, IV C 1 –  
S 2211/11/10001
 ■ BMF-Schreiben vom 28 . März 2013, IV C 1 – 
S 2211/11/10001 :001
 ■ BFH-Urteil vom 21 . Januar 2014, IX R 37/12
 ■ BFH-Urteil vom 11 . Februar 2014,  
IX R 42/13
 ■ BFH-Urteil vom 8 . April 2014, IX R 45/13

In unseren Ausgaben August und Oktober 2014 
haben wir über o. g. Urteile des Bundesfinanz-
hofs bezüglich der steuerlichen Behandlung 

von Schuldzinsen als nachträgliche Werbungs-
kosten bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung berichtet. 

In einem aktuellen BMF-Schreiben übernimmt 
die Finanzverwaltung nunmehr die Rechts-
grundsätze der jüngeren Rechtsprechung. Al-
lerdings werden in dem BMF-Schreiben unter-
schiedlichste Anwendungsstichtage zugrunde 
gelegt. Dieses aktuelle BMF-Schreiben ersetzt 
das Schreiben aus 2013.

Die Finanzverwaltung 

übernimmt die Grund-

sätze der jüngeren 

Rechtsprechung.
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BeGrIFF des BAuWerks und der BetrIeBs- 
VOrrICHtunG IM rAHMen des § 13B ustG

VeräusserunGsGeWInn nACH § 8B kstG

 ■ BMF-Schreiben vom 28 . Juli 2015, III C 3 – 
S 7279/14/10003
 ■  BFH-Urteil vom 28 . August 2014, V R 7/14

Bei Leistungen, die der Herstellung, Instand-
setzung, Instandhaltung, Änderung oder Besei-
tigung von Bauwerken dienen, kann es unter 
bestimmten Umständen dazu kommen, dass 
der unternehmerisch tätige Leistungsempfän-
ger die Umsatzsteuer schuldet. Bauwerke sind 
hierbei unbewegliche, durch Verbindung mit 
dem Erdboden hergestellte Sachen. 

Wie wir in unserer Februar-Ausgabe berichtet 
haben, gehören nach Auffassung des Bundes-
finanzhofs Betriebsvorrichtungen nicht zu den 
Bauwerken. Mit dem BMF-Schreiben ergeht ein 
Nichtanwenderlass zum vorgenannten BFH-

Urteil. Die Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
zur Abgrenzung des Begriffs des Bauwerks und 
der Betriebsvorrichtung ist damit aus Sicht der 
Finanzverwaltung vor allem im Hinblick auf die 
damit verbundenen Anwendungsschwierigkei-
ten für die betroffenen Unternehmer und die 
rechtlichen Bedenken nicht über den entschie-
denen Einzelfall hinaus anzuwenden. 

Es ist für den leistenden Unternehmer nicht 
bzw. nur schwer zu erkennen, ob die von ihm 
eingebaute Anlage eigenständigen Zwecken 
dient und mithin als Betriebsvorrichtung zu be-
urteilen ist oder ob die Anlage für Konstrukti-
on, Bestand, Erhaltung oder Benutzbarkeit des 
Bauwerks von wesentlicher Bedeutung ist.

Nachträgliche Kauf-

preisveränderungen 

und Veräußerungs-

kosten sind im 

Wirtschaftsjahr der 

Veräußerung zu be-

rücksichtigen.

Die Finanzverwaltung 

wendet das BFH-Urteil 

nicht an (Nichtanwen-

dungserlass).

Die Finanzverwaltung 

schließt sich der BFH-

Rechtsprechung an.

uneInBrInGlICHkeIt AuFGrund eInes  
sICHerunGseInBeHAlts

 ■ Beschluss der obersten Finanzbehörde des 
Bundes und Länder vom 17 . Juli 2015
 ■ BFH-Urteil vom 24 . Oktober 2009, V R 31/12

Der Bundesfinanzhof hat in einem jüngeren Ur-
teil entschieden, dass ein (Bau-)Unternehmer 
grundsätzlich im Umfang eines Sicherungsein-
behalts zur Minderung der umsatzsteuerlichen 
Bemessungsgrundlagen wegen (vorübergehen-
der) Uneinbringlichkeit nach § 17 Abs. 2 Nr. 1 
UStG berechtigt ist. 

Mit aktuellen Schreiben hat sich das Bundesfi-
nanzministerium der vorgenannten Rechtspre-
chung angeschlossen. Dies soll nicht gelten, 
wenn der (Bau-)Unternehmer die Gewährleis-
tungsansprüche seiner Leistungsempfänger 

durch Bankbürgschaft gesichert hat oder ihm 
eine derartige Bürgschaftsgestellung möglich 
war. Der Bauunternehmer trägt die Beweislast, 
dass er die Bürgschaft zwar beantragt hat, diese 
jedoch abgelehnt wurde. Für den Auftraggeber 
hat die Berichtigung wegen vorübergehender 
Uneinbringlichkeit durch den Bauunternehmer 
die Konsequenz, dass er den Vorsteuerabzug 
kürzen muss. Der (Bau-)Unternehmer ist nicht 
verpflichtet, den Leistungsempfänger zu infor-
mieren. 

Das Finanzamt des (Bau-)Unternehmers ist 
jedoch berechtigt, das Finanzamt des Auftrag-
gebers auf die Behandlung des Leistungserbrin-
gers hinzuweisen.

 ■ BMF-Schreiben vom 24 . Juli 2015, IV C 2 – 
S – 2750-a/07/100021

Bei der Ermittlung des Einkommens bleiben 
Gewinne aus der Veräußerung eines Anteils an 
einer Körperschaft unter den Voraussetzungen 
des § 8b KStG außer Ansatz. 

Das Bundesfinanzministerium hat zur Behand-
lung von nachträglichen Kaufpreisveränderun-

gen und Veräußerungskosten, die vor oder nach 
dem Wirtschaftsjahr der Anteilsveräußerung 
entstanden sind, Stellung genommen. Danach 
sind die in einem anderen Wirtschaftsjahr 
entstandenen Veräußerungskosten oder Kauf-
preisänderungen, in dem Wirtschaftsjahr der 
Veräußerung der Anteile zu berücksichtigen. 
Notwendige Korrekturen sind außerbilanziell 
vorzunehmen.
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kApItAlertrAGsteuer  
BeI nACHträGlICHer  
steuerBeFreIunG

 ■ BMF-Schreiben vom 31 . August 2015, IV C 1 –  
S 2410/11/10001
 ■ BMF-Schreiben vom 9 . Oktober 2012, IV C 1 –  
S 2252/10/10013

Zu Beginn dieses Jahres haben wir über Änderun-
gen aufgrund des Zollkodex-Anpassungsgesetzes 
berichtet. Im Rahmen der Gesetzesänderung wur-
de der § 44b Abs. 5 EStG für zufließende Kapital-
erträge nach dem 31. Dezember 2014 geändert. 
Danach haben die zum Steuerabzug Verpflich-
teten nachträglich die vorgelegten Anträge und 
Bescheinigungen des Steuerpflichtigen (insbeson-
dere Freistellungantrag und Nichtveranlagungs-
Bescheinigung) beim Steuerabzug bis zur Ertei-
lung der Steuerbescheinigung zu berücksichtigen.

Nunmehr hat die Finanzverwaltung ihr Schreiben 
zu den Einzelfragen der Abgeltungsteuer wie folgt 
geändert: „Eine Erhöhung des freizustellenden 
Betrages darf ebenso wie die erstmalige Erteilung 
eines Freistellungsauftrages nur mit Wirkung für 
das Kalenderjahr, in dem der Antrag gestellt wird, 
spätestens jedoch bis zum 31. Januar des Folgejah-
res für das abgelaufene Jahr und für spätere Kalen-
derjahre erfolgen.”

Ergänzender Hinweis: 

Schon seit dem 1. Januar 2011 muss auf neu einge-
reichten Freistellungsaufträgen eine zusätzliche 
Angabe erscheinen: die Steueridentifikationsnum-
mer (St-ID). Damit wollen die Finanzämter das 
jährliche Kontrollverfahren vereinfachen.

Freistellungsaufträge mit fehlender Steueridenti-
fikationsnummer hatten vorübergehend ihre Gül-
tigkeit behalten – diese Übergangsfrist geht nun 
zu Ende. Ab dem 1. Januar 2016 verlieren Freistel-
lungsaufträge ohne St-ID automatisch ihre Gültig-
keit.

Die Finanzverwaltung 

passt das BMF-Schrei-

ben an die Gesetzesän-

derung an.
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Russell
    Bedford

Die Unternehmen der DOMUS beraten 
seit 30 Jahren erfolgreich Unterneh-
men der verschiedensten Branchen 
vom Gesundheitswesen bis hin zur 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft, 
dem traditionellen Branchenschwer-
punkt unserer Unternehmensgruppe . 
Wir bieten Ihnen ein breites Spektrum 
an maßgeschneiderten Prüfungs- und 

Beratungsleistungen, die durch unsere 
Experten unterschiedlichster Fachrich-
tungen kontinuierlich weiterentwickelt 
werden .

Die DOMUS AG ist Mitglied von Russell 
Bedford International, einem Netzwerk 
von unabhängigen Wirtschaftsprü-
fungs- und Beratungsgesellschaften mit 

mehr als 290 Büros in über 100 Ländern, 
deren Mitarbeiter uns und unseren 
Mandanten mit umfassendem landes- 
und branchenspezifischem Know-how 
zur Verfügung stehen .

Die WTS Wohnungswirtschaftliche 
Treuhand in Sachsen GmbH wurde vom 
Verband Sächsischer Wohnungsgenos-
senschaften e.V . im Jahr 1993 in Dres-
den gegründet.  

Der Verband ist alleiniger Gesellschafter 
des Unternehmens. Als Treuhand be-
raten wir die Mitglieder des Verbandes 
Sächsischer Wohnungsgenossenschaf-
ten e. V. bei der Lösung betriebswirt-
schaftlicher und steuerrechtlicher Auf-
gabenstellungen.

In Kooperation mit den Unternehmen 
der DOMUS sind wir der Ansprechpart-
ner für Wohnungsunternehmen, die 
nicht Mitglied des Verbandes sind.

Als Treuhand kennen wir die beson-
dere Situation der Wohnungsgenos-
senschaften in der Region und haben 
unsere Leistungen und Produkte den 
aktuellen Anforderungen angepasst. Der 
Schwerpunkt unserer Beratung liegt da-
rin, gemeinsam mit dem Unternehmen 
an Lösungsansätzen für eine langfristig 

gesicherte Unternehmensentwicklung 
zu arbeiten. Ausgerichtet auf den Bedarf 
und die Anforderungen aller Partner der 
Wohnungswirtschaft beraten wir unse-
re Mandanten im operativen Tagesge-
schäft und strategisch auf dem Weg in 
die Zukunft. 

In Kooperation mit der DOMUS stellen 
wir Ihnen die Steuermitteilungen zur 
Verfügung. 
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